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Der WEISSE RING bedankt sich für die Gelegenheit, im Rahmen der Verbändebeteiligung 
Stellung zum Entwurf des Bundesministeriums der Justiz und für Verbraucherschutz im oben 
genannten Gesetzgebungsverfahren zu nehmen. 
 

A. Grundsätzliche Bewertung 
Der WEISSE RING begrüßt ausdrücklich das Ziel des Referentenentwurfs, den Schutz von 
Betroffenen häuslicher Gewalt im familiengerichtlichen Verfahren zu stärken. Die 
vorgesehenen Änderungen greifen zahlreiche Problemstellungen auf, die Betroffene sowie 
Opferschutz- und Fachberatungsstellen seit Jahren benennen. Besonders hervorzuheben 
sind die Einführung eines Wahlgerichtsstands zum Schutz des Aufenthaltsortes 
gewaltbetroffener Personen, die ausdrückliche Berücksichtigung häuslicher Gewalt in Sorge- 
und Umgangsverfahren sowie die Klarstellung, dass in Fällen häuslicher Gewalt regelmäßig 
nicht auf eine einvernehmliche Konfliktlösung hingewirkt werden soll. 
 
Diese Maßnahmen tragen den besonderen Dynamiken häuslicher Gewalt Rechnung. 
Trennungssituationen stellen nach wissenschaftlichen Erkenntnissen und praktischen 
Erfahrungen regelmäßig die Phase mit dem höchsten Risiko erneuter oder eskalierender 
Gewalt dar. Maßnahmen, die verhindern, dass gerichtliche Verfahren zur Fortsetzung von 
Kontrolle und Machtausübung genutzt werden, leisten daher einen wichtigen Beitrag zum 
Opferschutz. 
 
Auch die Konkretisierung der gerichtlichen Amtsermittlungspflicht bei Anhaltspunkten für 
häusliche Gewalt (§ 156a FamFG-E) sowie der verbesserte Informationsaustausch zwischen 
Familiengerichten, Polizei und Jugendämtern sind aus Sicht des WEISSEN RINGS 
ausdrücklich zu begrüßen. 
 

B. Kinder als eigenständige Betroffene häuslicher Gewalt 
Der Gesetzentwurf stärkt den Schutz von Kindern im familiengerichtlichen Verfahren. Aus 
Sicht des WEISSEN RINGS sollte jedoch noch deutlicher hervorgehoben werden, dass Kinder 
bei häuslicher Gewalt regelmäßig selbst Betroffene sind, auch wenn sie nicht unmittelbar 
körperlicher Gewalt ausgesetzt waren. 
 
Das Miterleben häuslicher Gewalt kann erhebliche Auswirkungen auf die psychische 
Gesundheit, die emotionale Entwicklung und das Sicherheitsgefühl eines Kindes haben. 
Traumafolgen, Entwicklungsbeeinträchtigungen sowie langfristige Auswirkungen auf spätere 
Beziehungen sind wissenschaftlich gut belegt. Diese Folgen müssen bei Entscheidungen über 
Sorge- und Umgangsregelungen konsequent berücksichtigt werden. 
 
Der WEISSE RING regt daher an zu prüfen, inwieweit festgestellte häusliche Gewalt 
regelmäßig als gewichtiger Gesichtspunkt bei der Beurteilung einer möglichen 
Kindeswohlgefährdung zu berücksichtigen ist. Bereits bestehende fachliche Leitlinien und 
Handlungsempfehlungen für familiengerichtliche Verfahren können hierfür wertvolle 
Orientierung bieten. 
 
Ebenso begrüßt der WEISSE RING die Stärkung der Beteiligungsrechte von Kindern. 
Entscheidend ist jedoch, dass der geäußerte Wille des Kindes im Verfahren tatsächlich das 
ihm zukommende Gewicht erhält und nachvollziehbar in die gerichtliche Entscheidung 
einfließt. 
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C. Qualifikation der Verfahrensbeteiligten 
Der WEISSE RING begrüßt ausdrücklich die Ergänzung des § 23b Absatz 3 GVG, wonach 
Familienrichterinnen und Familienrichter künftig über belegbare Kenntnisse zu Dynamiken und 
Auswirkungen häuslicher Gewalt verfügen sollen. 
 
Diese Regelung sollte jedoch Anlass sein, die Qualifikation aller Berufsgruppen in den Blick 
zu nehmen, die maßgeblich an familiengerichtlichen Verfahren beteiligt sind. Neben 
Richterinnen und Richtern betrifft dies insbesondere Sachverständige und 
Verfahrensbeistände. 
 
Der WEISSE RING fordert seit langem verpflichtende Aus- und Fortbildungen für alle 
Berufsgruppen, die unmittelbar an gerichtlichen Verfahren mit Kindern oder Gewaltbetroffenen 
mitwirken. Nur wenn alle Verfahrensbeteiligten über fundierte Kenntnisse zu Traumafolgen, 
Täterstrategien sowie Macht- und Kontrollmechanismen verfügen, können Schutzbedarfe 
zuverlässig erkannt und Fehlbewertungen vermieden werden. 
 

D. Schutz vor Re-Viktimisierung 
Der WEISSE RING begrüßt ausdrücklich die Klarstellung in § 156 Absatz 2 FamFG-E, wonach 
Gerichte bei konkreten Anhaltspunkten für häusliche Gewalt regelmäßig nicht auf ein 
Einvernehmen der Eltern hinwirken sollen. 
 
Von Betroffenen häuslicher Gewalt kann regelmäßig nicht erwartet werden, mit der 
gewaltausübenden Person Sorge- oder Umgangsregelungen auf Augenhöhe auszuhandeln. 
Häufig bestehen auch nach der Trennung erhebliche Macht- und Abhängigkeitsverhältnisse 
fort. Gemeinsame Einigungsbemühungen bergen daher das Risiko einer Re-Viktimisierung 
und können dazu führen, dass Vereinbarungen nicht frei zustande kommen. 
 
Der WEISSE RING regt deshalb an, bei einvernehmlichen Regelungen in Fällen häuslicher 
Gewalt besondere Anforderungen an die gerichtliche Prüfung der Freiwilligkeit zu stellen. Es 
sollte sichergestellt werden, dass sich gewaltbetroffene Personen außerhalb der Anwesenheit 
der gewaltausübenden Person zu ihrer Entscheidungsfreiheit äußern können. 
 
Darüber hinaus sollte berücksichtigt werden, dass Sorge- und Umgangsregelungen nach 
Trennungen häufig zur Fortsetzung von Macht und Kontrolle missbraucht werden. 
Übergabesituationen oder die Instrumentalisierung gemeinsamer Kinder sind aus der 
Opferberatung bekannte Formen fortgesetzter Nachtrennungsgewalt. 
 

E. Verfahrensrechtliche Anmerkungen 
Die Möglichkeit, Gespräche zwischen Verfahrensbeiständen oder Sachverständigen und dem 
Kind notfalls gerichtlich durchzusetzen (§ 158d FamFG-E), kann dazu beitragen, Blockaden 
einzelner Elternteile zu verhindern und wird grundsätzlich begrüßt. 
 
Gleichzeitig sollte gesetzlich deutlicher sichergestellt werden, dass Durchführung und 
Zeitpunkt solcher Gespräche den besonderen Schutzbedürfnissen traumatisierter Kinder 
Rechnung tragen. Insbesondere bei erheblichen psychischen Belastungen sollte das 
Kindeswohl auch im Hinblick auf mögliche Retraumatisierungen ausdrücklich berücksichtigt 
werden. 
 
Auch das Ziel einer Beschleunigung familiengerichtlicher Verfahren wird grundsätzlich 
unterstützt. Die vorgesehene Möglichkeit des Beschwerdegerichts, unter bestimmten 
Voraussetzungen von einer erneuten persönlichen Anhörung abzusehen (§ 68 FamFG-E), 
begegnet jedoch aus Opferschutzsicht Bedenken. 
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Gerade Betroffene häuslicher Gewalt sind häufig im ersten Rechtszug aufgrund von 
Traumafolgen, Einschüchterung oder langjähriger Gewaltbeziehungen nicht in der Lage, alle 
entscheidungserheblichen Tatsachen vollständig vorzutragen. Vor einem Absehen von einer 
erneuten Anhörung sollte deshalb ausdrücklich geprüft werden, ob traumabedingte 
Aussagehemmnisse oder vergleichbare Belastungsfaktoren vorliegen. Eine 
Verfahrensbeschleunigung darf nicht dazu führen, dass besonders schutzbedürftige 
Betroffene faktisch eine wesentliche Möglichkeit verlieren, ihre Sicht des Geschehens 
vollständig darzulegen. 


